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Vor  Bundesgericht  war  strittig,  ob  Pflegekräfte  des
Universitätsspitals Zürich rückwirkend für die Jahre 2016 bis
2019  eine  Entschädigung  für  Umkleidezeit  geltend  machen
können. Das Verwaltungsgericht wies das Begehren ab, weshalb
der diplomierte Pflegefachmann A am Bundesgericht Beschwerde
erhob.

Sachverhalt
A war vom 1. März 2011 bis 31. Juli 2019 als diplomierter
Pflegefachmann  beim  Universitätsspital  Zürich  (USZ)
angestellt.  Der  Schweizerische  Verband  des  Personals
öffentlicher Dienste (VPOD) verlangte in den Jahren 2018 und
2019  im  Namen  von  insgesamt  150  Angestellten  des  USZ
rückwirkend  Lohnnachzahlungen  für  nicht  vergütete
Umkleidezeit. Die Spitaldirektion, der Spitalrat und auch das
Verwaltungsgericht des Kantons Zürich wiesen die Begehren ab.
Dagegen erhob A Beschwerde vor Bundesgericht.

Arbeitszeitreglement  des  Universitätsspitals
Zürich (USZ)
Das Arbeitszeitreglement des USZ definiert die Arbeitszeit in
Ziff.  6.1.1  Abs.  1  als  «die  Zeit,  während  der  sich  die
Angestellten dem USZ zur Verfügung zu halten haben, soweit
nicht  in  Abs.  2  etwas  anderes  vorgesehen  ist».  Für
nichtärztliches  Personal  legt  es  die  wöchentliche  Soll-
Arbeitszeit für ein Vollzeitpensum auf 42 Stunden fest (Ziff.
6.3 Abs. 1 Arbeitsreglement).

Seit  dem  1.  August  2019  sieht  Ziff.  6.1.1  Abs.  2  des
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Arbeitszeitreglements  vor,  dass  die  «Zeit  des  An-  und
Abkleidens von Berufskleidern zu Beginn und Ende einer Schicht
unter  Berücksichtigung  der  Berufsgruppenzugehörigkeit»  als
Arbeitszeit  gelte.  Für  die  Berufsgruppe  Pflege  und  MTTB
[Medizinisch-technisch  und   therapeutische  Berufe],  zu  der
auch A gehörte, heisst es: «Umkleidezeit im Früh-, Spät- und
Tagesdienst in Dienstzeit integriert / für Nachtdienst erfolgt
Zeitgutschrift von 15 Minuten pro Dienst (Ziff. 6.1.1 Abs. 2
Arbeitszeitreglement).

Entscheid  des  Verwaltungsgerichts  des  Kantons
Zürich
Das Verwaltungsgericht erwog im Wesentlichen, weder aus dem
Personalgesetz noch aus den dazugehörenden Verordnungen gehe
hervor,  ob  Umkleidezeit  als  separat  zu  entschädigende
Arbeitszeit zu qualifizieren sei oder nicht. Das USZ habe
daher diesbezüglich eine eigene Regelung schaffen dürfen. In
seinen Arbeitszeitreglementen ab 1. Januar 2016 bis 31. Juli
2019 finde sich eine Bestimmung, welche die Umkleidezeit von
der  bezahlten  Arbeitszeit  ausgenommen  habe.  Diese  Regelung
könne als Verschriftlichung der bereits vorher beim USZ bzw.
in der ganzen Branche gelebten Praxis qualifiziert werden. Sie
habe nicht gegen übergeordnetes Recht verstossen, weder gegen
die  Vorgaben  des  Arbeitsgesetzes  oder  der  dazugehörenden
Verordnungen noch gegen die kantonalen Personalerlasse. Das
Verwaltungsgericht kam daher zum Schluss, vor dem 31. Juli
2019 habe kein Anspruch bestanden, für Umkleidezeit gesondert
entschädigt zu werden.

Verfahren vor dem Bundesgericht
A rügte insbesondere die vorinstanzliche Feststellung, wonach
aus  den  kantonalen  Bestimmungen  nicht  hervorgehe,  ob
Umkleidezeit  als  separat  zu  entschädigende  Arbeitszeit  zu
qualifizieren sei. Dies lasse sich auf keine sachlichen Gründe
abstützen und sei offensichtlich unhaltbar. Das USZ habe nicht
eine eigene Regelung treffen und die Umkleidezeit von der



Arbeitszeit ausnehmen dürfen. Wenn nicht die ganze Arbeitszeit
hätte  entschädigt  werden  sollen,  hätte  dies  ausdrücklich
schriftlich vereinbart oder bei einem öffentlich-rechtlichen
Arbeitgeber in gesetzeskonformer Weise geregelt werden müssen.
Die vorinstanzliche Qualifikation der vorliegend massgebenden
Bestimmungen  des  Arbeitszeitreglements  als  gesetzeskonform,
verletze das Legalitätsprinzip und sei willkürlich.

Das Bundesgericht erwog, Willkür in der Rechtsanwendung wäre
betreffend die angewendeten kantonalrechtlichen Bestimmungen
nur gegeben, wenn der Entscheid des Verwaltungsgerichts des
Kantons Zürich nicht bloss in der Begründung, sondern auch im
Ergebnis unhaltbar wäre. Dass eine andere Lösung ebenfalls als
vertretbar oder gar als zutreffender erscheine, genügt nicht.
Gemäss  Bundesgericht  kann  es  nicht  als  geradezu  unhaltbar
qualifiziert  werden,  wenn  sich  die  Vorinstanzen  bei  der
Auslegung einer unbestimmt gehaltenen Regelung vorrangig davon
leiten liessen, wovon die Beteiligten, andere Spitäler und
ihre  Angestellten  über  Jahre  ausgegangen  waren.  Dass  es
bezüglich  Entschädigung  der  Umkleidezeit  andere,  ebenfalls
vertretbare  oder  gar  zutreffendere  Lösungen  gäbe,  ändert
nichts  daran,  dass  der  Entscheid  des  Verwaltungsgerichts
Zürich nicht als offensichtlich unhaltbar qualifiziert werden
kann.

Fazit
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das USZ bis am 31. Juli
2019 eine Regelung kannte, welche die Umkleidezeit von der
bezahlten  Arbeitszeit  ausnahm.  Diese  verstiess  nicht  gegen
übergeordnetes Recht und ist somit nicht willkürlich. Folglich
bestand vor diesem Zeitpunkt kein Anspruch, für Umkleidezeit
gesondert entschädigt zu werden.

Anmerkungen
Da eine rückwirkende Entschädigung für Umkleidezeit von den
Arbeitnehmenden nicht geltend gemacht werden kann, sollten die
öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber ihre Arbeitszeitreglemente



möglichst schnell anpassen und den Arbeitnehmenden für die
Umkleidezeit eine angemessene Entschädigung ausrichten.
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